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Sociale Contagien und Epidemien. 


Die größte Gefahr bei Beurtheilung menſchlicher Erſcheinungen 
und Verhältniſſe beſteht darin, daß die Beobachtung derſelben durch 
oberflächliche, triviale Thatſachen von den tiefer liegenden und wirk⸗ 
lich bedeutſamen nur allzu leicht abgelenkt wird. Stets verbergen uns 
die Einzelnheiten des täglichen Lebens, die ſogenannten pikanten und 
ſenſationellen Vorkommniſſe, den wahren und weſentlichen Untergrund, 
über dem fie wie Schaumbläschen eine Weile ſchweben, um demnächſt 
neuen ſocialen Exſudaten Platz zu machen. Wir haben von Natur aus 
eine geringe Neigung zu generaliſiren; ſchon darum nicht, weil ein 
ſolcher Denkproceß viel Anſtrengung und Mühe erfordert und weil die 
große Menge 800 f iſt, die individuelle Beobachtung und Erfahrung, 
ſei ſie auch noch ſo mangelhaft, den Erſcheinungen des Lebens au 
Grunde zu legen, ſtatt nach einem principiellen Maßſtab zu ſuchen. Ja 
ſelbſt jene, die es mit ihrer Aufgabe, z. B. mit der Geſchichtsforſchung 
oder Statiſtik ernſt nehmen, ſind vor der Gefahr ungeheurer Irrthümer 
nicht geſichert, weil ſpecielle Anpaſſung an eine Art von Arbeit mehr 
oder weniger Nichtanpaſſung an andere Arbeiten nach ſich zieht und 
weil bei der ſtarken Neigung, für gewiſſe Vorausſetzungen und Ver⸗ 
muthungen Beweiſe zu finden, alles was dieſelben unterſtützen könnte, 
mit Lebhaftigkeit ergriffen und was damit im Widerſpruch ſteht, mit 
Leidenſchaftlichkeit abgelehnt zu werden pflegt. Nirgends zeigt ſich das 
ſo deutlich, als dort, wo es gilt, große Zeitepochen vom culturge⸗ 
ſchichtlichen Standpunkte zu würdigen und bedeutſame ſociale Wandlungs⸗ 
proceſſe zu erklären. Die einſachſte und beliebteſte Methode, dieſelben 
auf die Erleuchtung und Thatkraft großer Männer zurückzuführen, reicht 
offenbar nicht aus, weil man nur die Wahl hat, ſich entweder 
auf übernatürliche Inſpirationen zu berufen, oder auf die natürliche 
Löſung zurückzugreifen, daß jeder, der auf die Lebensbethätigung eines 
Volkes oder einer Nation einen weſentlich umbildenden Einfluß genom⸗ 


Es müſſen daher ganz andere Kräfte mindeſtens gleichzeitig auf 
die Volksanſchauungen und Volksgefühle wirkſam geworden ſein, ſo oft 
ſich in der Geſchichte ein den geſellſchaftlichen Organismus weſentlich 
verändernder Umſchwung nachweiſen läßt. 

Dieſe Nothwendigkeit tritt mit überraſchender Schärfe zu Tage, 
wenn wir die geiſtigen und ſittlichen Contagien in das Auge faſſen, 
von denen die Menſchheit zu allen Zeiten beeinflußt worden iſt, wenn 
wir gewiſſe Vorſtellungen, Gefühle, Sitten und Gewohnheiten beachten, 
die alle nur denkbaren Lebensverhältniſſe in den wunderſamſten Rich⸗ 
tungen bald langſam, bald rapid durchdrungen haben. Schon der geiſt⸗ 
volle Graf Friedrich Spee hat in ſeiner gegen den Teufelsſpuk und 
die Hexenproceſſe gerichteten cautio criminalis den Gedanken ausge⸗ 
ſprochen, daß Irrthümer und Verirrungen eines Individuums nur zu 
oft anſteckend auf die Maſſe einwirken und daß dieſe Einflüſſe wieder 
auf das Individuum zurückwirken und dadurch ſeinen Wahnvorſtellungen 
und Gemüthserregungen einen höheren Grad von Intenſität verleihen. 

Die neuere Phyſiologie hat nun auch den Grund dieſer Er⸗ 
ſcheinung durch die Annahme von Nervenreflexen nachzuweiſen verfucht, 
welche, durch verſchiedene Urſachen in verſchiedener Steigerung hervor⸗ 
gerufen und begünſtigt, leicht von einem Individuum auf das andere, 
von einer ſocialen Gruppe auf die andere übertragen werden und fo 
einen contagiöſen Charakter annehmen können. 

Auch die neuere Strafrechts wiſſenſchaft hat ſich dieſer Auffaſſung 
nicht verſchloſſen, wenn ſie z. B. beim Complott und der Bande die 
in der Nationalökonomie in Anſehung der Aſſociationen und Wirth⸗ 
ſchaftsunternehmungen längſt anerkannte Thatſache in den Vordergrund 
ſtellt, daß in Folge der Vorverſtändigung und verbrecheriſchen Organi⸗ 
ſation die Theilnehmer wechſelſeitig auf einander einwirken, ſo daß eine 
geiſtige Stärkung und Kräftigung der rechtswidrigen Abſicht des Ein⸗ 
zelnen bewirkt wird, die nothwendig eine Steigerung der Energie bei 
der Ausführung der That zur Folge haben muß und ein Aufgeben der 
rechtswidrigen Abſicht erſchwert. Es hat daher die Geſetzgebung in 
manchen Fällen Veranlaſſung gefunden, mit Rückſicht auf das unläug⸗ 
bare Vorhandenſein geiſtiger Contagien, bei ſolchen Delicten, welche in 
der Regel durch ein geplantes Zuſammenwirken Mehrerer begangen 
werden, ſchon die bloße Vorbereitungshandlung als Sondervergehen zu 
qualificiren, jo beiſpielsweiſe bei Hochverrath, Landespreisgebung, Auf⸗ 
ruhr u. dgl. 

Dieſe über den Rahmen des poſitiven Strafrechtes hinaus er⸗ 
weiterte, in die Lehre vom Geſellſchaftsorganismus hineingebildete 
Beobachtung muß in folgerichtiger Verallgemeinerung zur Betrachtung 
der geiſtigen und ſittlichen Epidemien führen. 

Ganze große Geſellſchaftsclaſſen werden mit einem Male von 
irgend einer Wahnvorſtellung ergriffen und Millionen erliegen ihrem 


men hat, von dieſer vorerſt influenzirt werden mußte, jo daß alle Ver⸗ Einfluſſe. 


änderungen, deren nächſter Urheber er iſt, ihre Haupturſachen in den 


Bald ſehen wir die Begier nach Kriegsruhm und Machtent⸗ 


ſtofflichen und geiſtigen Niederſchlägen haben, welche ſeine Zeit von der faltung, bald die Sucht nach Reichthum und Gewinn, die auri sacra 


Vergangenheit ererbt hat. 


fames, bald religiöſe und nationale Leidenſchaften zur Herrſchaft ge⸗ 


langen, das vernunftgemäße Handeln beeinträchtigen und Kriſen herauf 
beſchwören, denen erſt, nachdem Unglück und Elend reiche Ernte ge⸗ 
halten haben, ein normaler Zuſtand folgt. 

Dieſer pathologiſche Charakter zeigte ſich bei den Secten der 
Gnoſtiker und Manichäer, in dem Fanatismus der Bilderſtürmer im 
byzantiniſchen Reiche, ferner in der grauenhaften Panik, welche im 
zehnten Jahrhundert der Glaube von dem bevorſtehenden Untergang der 
Welt hervorrief. Alle bürgerlichen und verwandtſchaftlichen Bande zer⸗ 
reißend, übergaben Tauſende ihr Habe der Kirche und machten ſich nach 
Paläſtina auf den Weg, wo ſie ſich für weniger gefährdet erachteten, 
als an anderen Orten, während Andere in blinder Wuth alles zer— 
ſtörten und allen Laſtern fröhnten, weil ſie nichts mehr zu hoffen und 
zu fürchten wähnten. 

Die im vierzehnten Jahrhundert auftretende Epidemie des 
„ſchwarzen Todes“ gab Veranlafſung zur Secte der Selbſtgeißler oder 
Geißelbrüder. Prieſter und Laien, Männer und Weiber zerfleiſchten ſich 
unter Abſingung von Palmen mit einem peitſchenartigen ſtachelichten 
Inſtrument, ſingend und mordend von Ort zu Ort ziehend und über 
Ungläubige Gericht haltend. | 

In dem berühmten Kreuzzuge gegen die Stedinger in den Weſer⸗ 
marſchen 1233 zum Beiſpiel, ſtürmten Tauſende und aber Tauſende 
fanatiſirter Kreuzfahrer in die Moore hinein, lautlos verſinkend, wäh⸗ 
rend andere über deren Leiber unter Geheul und Gebeten vorwärts 
drangen. 

Kaum minder ſchreckhaft war die große, unter dem Namen der 
Tanzwuth graſſirende Volkskrankheit am Ende des vierzehnten Jahr⸗ 
hunderts. Dieſe Krankheit, deren Urſprung für dämoniſch gehalten wurde, 
erregte allerwärts Staunen und Entſetzen. Sie verbreitete ſich ganz be⸗ 
ſonders über Süddeutſchlaud und Italien. Noch im ſiebzehnten Jahr⸗ 
hundert richtete ſie in Neapel und Sicilien furchtbare Verheerungen an. 

Die von dieſer Manie Ergriffenen, als deren Urſache man den 
Biß der Tarantel bezeichnete, zogen ſchaarenweiſe mit Flitterwerk und 
Blumen bekränzt zum Meeresſtrande und ſtürzten ſich von gräßlichen 
Nervenzuckungen befallen unter wilden Begrüßungshymnen in die ſchim⸗ 
mernde Meeresfluth. 

Auch in Deutſchland wüthete die Tarantella, ein convulſiviſcher 
Krampf willkürlicher Muskeln, hier Veitstanz genannt, in ſolchem Grade, 
daß nach urkundlichen Aufzeichnungen phyſiſch und geiſtig geſunde Men⸗ 
ſchen beim Anblicke einer Proceſſion von Tanzſüchtigen von dieſer 
grauſen Bewegung ergriffen und mit fortgeriſſen wurden. 

Im achtzehnten Jahrhundert nahmen, nach dem Zeugniß Ma⸗ 
caulays, die Giftmorde einen contagiöſen Charakter an. Beſonders 
waren es in Frankreich junge Frauen, die ihre Ehemänner vergifteten 
und zu dieſem Zwecke geheime Verbindungen ſtifteten. 

Auch der epidemiſche Selbſtmord iſt, wie Esquirol nach ein⸗ 
gehenden Unterſuchungen und Vergleichen nachwies, eine der merk⸗ 
würdigſten contagiöſen Erſcheinungen, deren Urſachen theils auf klimati⸗ 
ſche Einflüſſe, theils auf Nervenreflexe, theils auf das Vorhandenſein 
volkswirthſchaftlicher, ſeine Verallgemeinerung begünſtigender Mißver⸗ 
hältniſſe zurückzuführen ſind. 

Bei gewaltthätigen, im Abglanz einer gewiſſen Romantik und 
Waghalſigkeit erſcheinenden Verbrechen tritt das Contagium ungemein 
grell hervor. Einen illuſtren Beweis hiefür bietet die maſſenhaſte Schild⸗ 
erhebung der Räuberbanden und Gaunerverbindungen im ſiebzehnten 
und achtzehnten Jahrhundert, die ſtramm organiſirt, ſich ähnlich wie 
dies bei der Bewidmung mit Städterecht der Fall war, in Mutter⸗, 
Tochter⸗ und Schweſtergeſellſchaften abſtuften und Ritterbürtige, Stu⸗ 
denten, Kriegsleute, ja ſelbſt Abenteurer von fürſtlicher Herkunft in ihren 
Bannkreis zogen. So ſtiftete die niederländiſche Bande, ae e eee 
aus der zügelloſen Soldatesca der Heere Bernhards von Weimar, zunächſt 
die Neuwiedterbande, welche dann die Cadres für die Moſelbande, die 
Erefelderbande, die Merſiſche und Eſſend'ſche Bande abgab, deren offene 
und geheime Mitglieder nach Tauſenden zählten. 

Auch innerhalb jener unendlich mannigfachen betrügeriſchen Hand⸗ 
lungen, deren Ziel die Täuſchung und Irreſührung Anderer in gewinn⸗ 
ſüchtiger Abſicht iſt, zeigen ſich moraliſche Contagien wirkſam. Von jeher 
hatte die Mediein ihre Curpfuſcher und Adepten, die Theologie ihre 
Myſtiker, die Philofophie ihre Charlatane, die Jurisprudenz ihre Winkel⸗ 
ſchreiber und Dunkelmänner. Auf allen Gebieten der menſchlichen Geiſtes⸗ 
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thätigkeit ſehen wir die Wahnvorſtellung, den genius epidemicus mit 
der Wahrheit im Wettſtreit. Der contagiöfen Macht desſelben 
iſt es zuzuſchreiben, daß die Alchemie und Magie, die Nekromantik, der 
Mesmerismus, der Spiritismus und Sonnambulismus, die Geiſter⸗ 
klopferei und der Humbug in allen Formen zu Zeiten nicht nur einen 
weit verbreiteten Einfluß genoſſen, ſondern auch ſehr lucrativ waren. 
Sagte doch eine der erſten Capacitäten auf dem Gebiete der Nervenpatho⸗ 
logie, Dr. Morel: „Schwindel und Betrug haben mächtige Bundesge⸗ 
noſſen, auf welche der Criminaliſt ebenſo Rückſicht nehmen muß, wie der 


Arzt. Der Einſluß der Einbildungskraft iſt ſchon an ſich ein ungeheurer. 


Rechnet man hierzu das die Nervenfunctionen abſchwächende Getriebe 
einer Weltſtadt, die Folgen einer überfeinerten Erziehung, die früh⸗ 
zeitige Ueberſättigung mit den mannigfachſten Genüſſen, die Wirkungen 


der leichtfertigen Tendenzromane, welche den literariſchen Markt über⸗ 


ſchwemmen, die raffinirten Verfälſchungen der wichtigſten Nahrungs⸗ 
mittel, dann iſt es kein Wunder, daß wir es mit einer nervenkranken 
Generation zu thun haben, mit welcher Charlatanerie und Betrug leichten 


Spieles fertig werden“. 


Das iſt überall dort von höchſter Bedeutung, wo dem Laienelement 


in der Rechtsſprechung die Entſcheidung gewahrt iſt. Es kommt zuweilen 


vor, daß in ſenſationellen, pikanten Proceſſen, jenen Cömödien der 


Irrungen und lasciven Ausſchreitungen, welche mit grellen Schlag⸗ 
lichtern die ſchönthueriſchen Declamationen von unſerer fortſchreitenden 
Civiliſation illuſtriren, die Geſchwornen raffinirte Uebelthäter, welche 


auf die krankhafte Sentimentalität, die landläufige Leichtlebigkeit, die 
gewerbemäßige Verführung, denen die weiteſten Kreiſe zugänglich ge⸗ 


worden ſind, ſpeculiren, von der Verantwortlichkeit entlaſten, dagegen, 
wegen 
Schuld auf die Beſchädigten wälzen, indem ſie ſich einreden laſſen, 


der dabei zu Tage tretenden moraliſchen Miſere, die meiſte 
der Beſchädiger habe unter dem Hochdrucke der Leidenſchaft gehandelt, 
bei dem Beſchädigten dagegen ſeien ſolche Momente nicht in Anſchlag 
zu bringen. Es liegt in dem durch forenſiſche Jongleurkünſte nicht ſelten 
derartig verzerrten legalen Milderungsgrund „fremder Nachläſſigkeit“ 


eine große Gefährdung des Rechtsgefühles und des allgemeinen Rechts⸗ 


bewußtſeins. 

So gut als jener, der einen Blinden beſtiehlt, einen Lahmen 
räuberiſch überſällt, oder während eines allgemeinen Nothſtandes Ver⸗ 
brechen begeht, in höherem Maße ſtrafbar erſcheint, trifft auch jenen, 
welcher planmäßig auf die Leidenſchaften der Menſchen ſpeculirt, der, 
ein Meiſter in der Verſtellungskunſt und Verführung, feine Opfer ſorg⸗ 
ſam wählt und beſtrickt, ein höheres Maß von Verſchulden. Iſt es doch 
kein Geheimniß, daß überall dort, wo ſich ein moraliſcher Zerſetzungs⸗ 
proceß vollzieht, wo die Gewerbefreiheit des Laſters in ihrer verwegen⸗ 
ſten Anwendung um ſich greift, Verbrechen und Liederlichkeit eine förmliche 
Organiſation erhalten; denn das Fraterniſiren vieler formell unbeſcholte⸗ 
nen Leute mit Verbrechern, die entweder recht verſchmitzt, oder recht 
nichtsnutzig zu Werke gegangen ſind, zeigt offenbar, in welchem Um⸗ 
fange moraliſche Contagien wirken können, und daß das Bewußtſein 
einer gewiſſen Geſinnungsverwandtſchaft nicht nur den Muth im Vor⸗ 
dringen nach edlen Zielen belebt, ſondern auch die Schamloſigkeit beim 
Verfolgen gemeiner und ſchlechter erhöht. 

Die Verwaltung hat bisher dieſer Wahrheit, zahlloſer Veran⸗ 
laſſungen ungeachtet, noch wenig Beachtung geſchenkt und doch ſollte 
längſt darüber Klarheit herrſchen, daß es wenig nützt an vollendeten 
Thatſachen herumzumäkeln und die beliebt gewordene Repreſſivtheorie 
walten zu laſſen, wenn man nicht die Urſachen erforſcht und beſeitigt, 
auſ welche ſolche Thatſachen, welche zuweilen die grellſten Schlag⸗ 
lichter in die Tiefen geſellſchaftlicher Zerrüttung werfen, zurückzuführen 
ſind. 

„Der Staat“, ſchrieb Friedrich der Große, „kann keine bloße 
Zwangsmaſchine ſein, fondern athmet als Rechtsorganismus dieſelbe 
Geſinnungsatmoſphäre, welche in dem religiöſen und moraliſchen Be⸗ 
wußtſein des Volkes leibt und lebt. Dieſes vor Verderbniß zu bewahren, 
erachte ich für die oberſte Aufgabe einer weiſen Regierung!“ 


Dr. Ferdinand Lentner. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Antrag auf Einleitung des Verfahrens über einen behaupteten 

Competenzeonfliet zwiſchen dem Verwaltungsgerichts hole und 

dem Reichsgerichte, im Sinne des Geſetzes vom 22. Oetober 

1825, R. G. Bl. 1826, Nr. 32. Zurückweiſung des Antrages 
durch den Präſidenten des oberſten Gerichtshofes. 


Ueber die Klage eines penſionirten Staatsbeamten wider des 
Finanzminiſterium wegen Bewilligung eines Entganges an Gehalts⸗ 
und Ueberſiedlungskoſten, voller Rehabilitirung und Erhöhung ſeines 
Gehaltes, Löſchung eines auf des Klägers Gehalt und beziehungsweiſe 
Penſion verfügten Abzuges, Rückerſatzes des bereits bewirkten Abzugs⸗ 
betrages, endlich Ausfolgung einer Dienſtescaution ſammt Zinſen hat 
das Reichsgericht mit dem Erkenntniſſe vom 22. October 1873 
Nr. 101 R. G. ſich für incompetent erklärt und die Begründung im 
Weſentlichen dahin ausgeführt, daß der Kläger ſeine ſämmtlichen An⸗ 
ſprüche theils ausdrücklich, theils ſtillſchweigend auf den Titel der ihm 
von Finanzbehörden widerfahrenen Rechtsverletzungen ſtütze, daß aber 
die Entſcheidung über ſolche Anſprüche nach Art. 3 lit a des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 143 R. G. Bl. im Zu⸗ 
ſammenhalte mit Art. 15, Abf. 2 des Staatsgrundgeſetzes de eodem 
dato, Nr. 144 R. G. Bl. zur Competenz des Reichsgerichtes nicht 
gehöre, ſondern unter die letztbezogene geſetzliche Beſtimmung falle. 

Derſelbe Kläger hat ſofort nach Activirung des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes am 6. Juli 1876 bei dieſem eine gegen das Finanz⸗ 
miniſterium gerichtete Beſchwerde unter Hinweiſung auf das vorbezogene 
Erkenntniß des Reichsgerichtes überreicht und ein mit dem obausgeführten 
Klags⸗Petite conformes Begehren geſtellt. Der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof hat mit der Entſcheidung vom 8. Auguſt 1876, Nr. 21 R. G. Bl. 
jene Beſchwerde unter Hervorhebung, daß dieſelbe gegen Entſcheidungen 
und Verfügungen des Finanzminiſteriums und anderer Finanzbehörden 
gerichtet iſt, von welchen die letzte am 22. Jänner 1873 erlaſſen, alſo 
vor Wirkſamkeit des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. 
1876 Nr. 36 bereits in Rechtskraft erwachſen war, auf Grund der 
88 21 und 49 des eben genannten Geſetzes ohne weiteres Verfahren 
zurückgewieſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat derſelbe Beſchwerdeführer am 
4. September 1876 eine Vorſtellung beim Verwaltungsgerichtshofe 
eingebracht, in derſelben die Anſicht der Anwendbarkeit der vorcitirten 
88 21 und 49 auf den vorliegenden Fall damit bekämpft, daß in 
Folge obigen, unanfechtbaren Erkenntniſſes des Reichsgerichtes, womit 
ſeine Beſchwerde ausdrücklich an den Verwaltungsgerichtshof gewieſen 
worden wäre, ſowohl dieſes Erkenntniß als die angefochtenen, finanz⸗ 
behördlichen Entſcheidungen und Verfügungen nicht früher in Rechtskraft 
erwachſen können, als der Verwaltungsgerichtshof in's Leben tritt, weil 
ſonſt die reichsgerichtliche Entſcheidung zwecklos ſei, — und gebeten, 
hierüber entweder ſelbſt zu entſcheiden oder den weiteren Antrag zur 
Entſcheidung nach § 3 des Competenz⸗Conflicts⸗Geſetzes vom 22. Oct. 
1875, R. G. Bl. 1876 Nr. 37 zu veranlaſſen. — Der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof hat dieſe Vorſtellung unter Hinweiſung auf 
ſeine endgiltige Entſcheidung vom 8. Auguſt 1876, Nr. 21 R. G. Bl. 
zurückgewieſen und bezüglich des Anſuchens um Einleitung des Ver⸗ 
fahrens auf Grund des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. 
1876, Nr. 37 bemerkt, daß der Verwaltungsgerichtshof mit der vor⸗ 
erwähnten Entſcheidung ſeine Zuſtändigkeit bezüglich des Gegenſtandes 
der Beſchwerde nicht abgelehnt, ſondern innerhalb ſeines Wirkungskreiſes 
darüber auf Grund der SS 21 und 49 des Geſetzes vom 22. October 
1875, R. G. Bl. 1876, Nr. 36 entſchieden habe. 

Ueber dieſen letzteren Beſcheid hat der Beſchwerdeführer ſelbſt 
im October 1876, bei dem Präſidenten des oberſten Gerichtshofes einen 
Antrag auf Einleitung des Verfahrens zur Entſcheidung des Competenz⸗ 
Conflictes auf Grund des wiederholt citivten Geſetzes geſtellt und in 
dieſem Antrage unter Hinweiſung auf die oberwähnte Vorſtellung noch 
hervorgehoben, daß die Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes 
ebenſo wie jene des Reichsgerichtes offenbar eine Competenz⸗Ablehn ung 
involvire. 

Der Präfident des oberſten Gerichtshofes hat hier⸗ 
über am 24. October 1876, Nr. 399 pr. in Erwägung, daß das 
Reichsgericht laut des Anfangs bezogenen Erkenntniſſes ſich aller⸗ 
dings für incompetent erklärt und in der Begründung auf die ſeine 
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Competenz ausſchließende Beſtimmung des obgenannten Art. 15, Abſ. 2 
zwar ſich berufen hat, daß dagegen mit jenem Erkenntniſſe die demſelben 
zu Grunde liegende Klage nicht „an den Verwaltungsgerichtshof aus⸗ 
drücklich gewieſen“ wurde, wie der Antragſteller in ſeiner Vorſtellung 
an dieſen Gerichtshof behauptet, daß vielmehr die Inſinuation dieſer 
Ueberweiſung ſchon aus der Würdigung des Schlußabſatzes jenes vom 
Reichsgerichte ſelbſt citirten Art. 15 entfällt, weil mit demſelben die 
Beurtheilung der Fälle, in welchen der Verwaltungsgerichtshof zu ent⸗ 
ſcheiden hat, ausdrücklich einem beſonderen Geſetze vorbehalten, mithin 
deren Beurtheilung nicht dem Reichsgerichte überlaſſen wurde; — in 
Erwägung, daß der Verwaltungsgerichtshof in feinen beiden 
abweislichen Entſcheidungen ausdrücklich auf die 88 21 und 49 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 22. October 1875, Nr 36 ai 1876 hin⸗ 
gewieſen hat, welches Geſetz eben in Ausführung des vorcitirten Art. 15 
erlaſſen wurde und ſomit als das in dieſem Artikel vorbehaltene be⸗ 
ſondere Geſetz erſcheint; daß aber aus jener Hinweiſung unzweifelhaft 
zu entnehmen iſt, die Abweiſung der betreffenden Beſchwerde ſei nur 
aus dem Grunde erfolgt, weil dem Verwaltungsgerichtshofe bezüglich 
der vor Wirkſamkeit des letztbezogenen Geſetzes bereits in Rechtskraft 
erwachſenen Entſcheidungen oder Verfügungen überhaupt gar keine Ju⸗ 
dicatur zuftehe und eben als ſolche die in Beſchwerde gezogenen Ent⸗ 
ſcheidungen und Verfügungen laut des hierin unanfechtbaren Ausſpruches 
desselben Gerichtshofes von dieſem angeſehen werden; — in Erwägung, 
daß ſonach der Verwaltungsgerichtshof die fragliche Beſchwerde nicht 
aus dem Grunde zurückgewieſen hat, weil ihm die Zuſtändigkeit über 
den Gegenſtand jener Beſchwerde abgehe, und daß derſelbe ſich über⸗ 
haupt nicht wie das Reichsgericht für incompetent erklärt hat; — in 
endlicher Erwägung, daß dem Geſagten zufolge von einem Competenz⸗ 
Conflicte zwiſchen dem Reichsgerichte und dem Verwaltungsgerichtshofe 
offenbar nicht die Rede fein kann, der vorliegende Antrag aber nach 
den SS 2 und 3 des Geſetzes vom 22. October 1875, Nr. 37 R. G. Bl. 
ai 1876 nur im Falle eines ſolchen Conflictes zwiſchen den oben ge⸗ 
nannten Gerichtshöfen begründet wäre, in welchem die San ee 
beiderſeits in Anſpruch genommen oder beiderſeits abgelehnt wird — 

den Antrag auf Einleitung des Verfahrens im Sinne des leztbezogenen 
Geſetzes ſofort zurückgewieſen. P. 


Notiz. 

(Der jüdiſche Bannfluch.) Anläßlich einer Nichtigkeitsbeſchwerde 
wurde von Seite des k. k. Caſſationshofes mit Entſcheidung vom 7. März 1876, 
3. 10.732 anerkannt, daß das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch 
Erpreſſung (nach 8 98 des Str. G.) begangen werden kann durch Erlaſſung und 
Verkündigung des Judenbannes wider einen Iſraeliten, um von dieſem die Unter⸗ 
werfung unter den Spruch des jüdiſchen Gerichtes in einer Civilſache zu er⸗ 
zwingen. Bei der fraglichen Caſſationsverhandlung brachte der Generalprocurator 
folgende Darlegung über das Weſen und die Bedeutung des jüdiſchen Bann⸗ 
fluches vor: 

er jüdiſche Bann iſt keineswegs der Excommunication in der chriſtlichen 
Kirche gleichzuhalten, er beſchränkt ſich nicht lediglich auf das religiöſe Gebiet, 
ſondern iſt feinem Weſen und ſeiner Natur nach die Ausſtoßung aus der reli⸗ 
giöſen, ſocialen, geſchäftlichen und rechtlichen Gemeinſchaft; in dieſer feiner 
Eigenſchaft erſcheint der Bann als ein in das praktiſche Leben tief einſchneidendes, 
alle Exiſtenzbedingungen vernichtendes Strafübel, welches als Surrogat der körper⸗ 
lichen Strafen, nach Untergang der national⸗ſtaatlichen Lebensform des iſra⸗ 
elitiſchen Volkes, zu bürgerlichen Zwecken eingeführt und gebraucht wurde. Daß 
dem ſo ſei, iſt ſchon aus dem Grunde einleuchtend, weil die Gewalt der mit dem 
Bannrechte ausgerüſteten Rabbiner überhaupt und überall nicht auf kirchliches 
Anſehen ſich ſtützt, ſondern nur eine weltliche und juriſtiſche war, und weil auch 
für religiöfe Vergehen das Bannrecht nicht aus kirchlicher, ſondern nur aus welt⸗ 
licher und richterlicher Auctorität geübt wurde, da die Beſtrafung ſolcher Ver⸗ 
gehen zu den richterlichen Functionen gehörte. 

In dieſem Sinne, d. i. als weltliches Strafübel und insbeſondere als 
Attribut der weltlichen Jurisdictionsgewalt der Rabbiner wurde der jüdiſche Bann 
von der öſterreichiſchen Geſetzgebung ſtets aufgefaßt, und eine kurze Blumenleſe 
aus der beträchtlichen Zahl der einſchlägigen Verordnungen und Geſetze dürfte 
die eben ausgeſprochene Behauptung als eine berechtigte erſcheinen laſſen. 

So verfügt der Art. I der jüdiſchen Polizei⸗Ordnung vom Jahre 1754 die 
Verrufung in den Bann als Executionsmittel gegen verſchuldete Juden. Der 
Art. VIII der nämlichen Polizei⸗Ordnung beſtimmt: „Damit alle zwei Jahre die 
Landesrabbiner und die geſammten Landälteſten gegen die Diebe und Diejenigen 
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die ihnen Unterſchleif leiſten, oder von ihnen etwas kaufen, den großen Bann in ö P̃ erſon alien. 


jeder Synagoge ausrufen laſſen. 1 a Seine Majeſtät haben dem Zoll⸗Oberamtscontrolor des Hauptzollamtes 
In der Thereſianiſchen Judenordnung für Galizien vom Jahre 1776 | in Wien Franz Pillwein anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerl. 
im Abſchn. II, Art. 13, Abſ. 3, heißt es: „So oft aber ein oder anderer Jude Rathes taxfrei verliehen. 8 . | 
‘ 5 75 Strafe legt werd ll, Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath in Prag Mathias Rotky 
EIER erbten eee wee a el 55 Ber 9 5 b Ai 15 ig d zum Miniſterialrathe, den Miniſterialſecretär Adolf Eiſenreich zum Seetions⸗ 
fo wird jedesmal vor Verhängung des Vannes zuvörderſt die Erkenntniß und rathe extra statum, dann die Miniſterialviceſecretäre Wenzel Spihover, 
Einwilligung des Oberlandesrabbiners und reſp. der hiefigen jüdiſchen Direction, Maximilian Janſekowitſch und Rudolf Fiſchbach zu Miniſterialſecretären 
nach Umſtänden von den betreffenden Rabbinern und Gemeindeälteſten einzu- im Miniſterium des Innern ernannt. ‘ 
holen fein.“ Seine Majeſtät haben den Sectionsräthen im Miniſterium des Innern 
1 5 Km : . Joſeph Winterhalder und Ernft Mayerhofer den Titel und Charakter von 
Mit dem Patente vom 22. Mai 1790 i gegen jede ungetreue Öe- Miniſterialräthen, dann den Miniſterialſecretären Eduard Stummer und Auguſt 
bahrung bei jüdiſchen Gemeinden, und mit dem Patente vom 15. September Jauner den Titel und Charakter von Sectionsräthen taxfrei verllehen. 
1798, 8 28, gegen Diejenigen, welche die Zahlung des Koſcherfleiſchaufſchlages ü ar Rem haben den 8 im Miniſterium des Innern 
8270 ; Yan : nes angeordnet. Friedrich Kmoch zum Statthaltereirathe bei der Prager Statthalterei ernannt. 
verweigern, die Verhängun : En N a. 44 der mit Patent vom 7 Der Miniſter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Dr. Ed. Ferrari 
Am bezeichnendſten iſt in ui: EA 17 . Edlen v. Kellerhof, Dr. Heinrich Roza und Karl Freih. v. Hohen bühel zu 
Mai 1789 erlaſſenen (joſephiniſchen) Judenordnung für Galizien, welcher lautet: Miniſterial-Viceſecretären, ferner den Regierungsconcipiſten Leopold Grafen Goäß 
„Wie die galiziſche Judenſchaft in politiſchen Angelegenheiten den Landesſtellen en ne en Wladimir Grafen Los zu Miniſterialconcipiſten 
worfen iſt, | ie in Rechtsſachen von den beſtehenden ordentlichen im Miniſterium des Innern ernannt. 
eh 7 Mae 15 15 d n da ihre Gee 395 Der Miniſter des Junern hat den Obercommiſſär Franz Kraus zum 
Gerichten abhängen, daher wird de . Bade 5 i Polizeirathe der Trieſter Polizeidirection ernannt. 
ſchon gänzlich aufgehoben iſt, verboten, Jemanden in den ſogenannten großen | Der Finanzminiſter hat die Zoll⸗Oberamtsofficiale Johann Wolf, Heinr. 
oder kleinen Bann zu thun, das Halseiſen anzuſchlagen, irgend eine öffentliche dal a a Franz Lamatſch zu Prag zu Oberamtsconkroloren des dortigen 
t immer für eine Gerichtsbarkeitshandlung auszuüben.“ Hauptzollamtes ernannt. 
Buße e e en 95 en u = ie 1 Der Handelsminiſter hat den Verwalter der Telegraphen⸗Hauptſtation in 
Das Bannrecht geſta 4 { 71 Budweis Ludwig Parys und den Controlor der Telegraphen⸗Centralſtation in 
erſchreckenden Menge der caſuiſtiſchen Satzungen, mit denen das moſaiſch⸗talmu⸗ Wien Joſeph Mitterbacher zu Oberamtscontroloren in Linz und Prag ernannt. 
diſche Recht das ganze religiöſe, bürgerliche und private Leben des Judenthums Seine Majeſtät haben dem Finanzprocuratursſecretär in Klagenfurt Dr. 
beherrſcht und feſt umſchloſſen hält, zu einem furchtbaren, Bildung und Civili⸗ Guido Vis conti taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 
ſation mit eiſerner Gewalt niederdrückenden Inſtitute; und hat auch die Staats⸗ z 
regierung dasſelbe in früheren Zeiten gelten laſſen, ja auch gewiſſermaßen in die 
Reihe der Präventiv⸗ und Repreſſivmittel aufgenommen, ſo konnte doch bei der bein Pe eng mite iir Gras in der zehnken Rangsclaſfe 
geläuterten Auffaſſung über die Aufgaben des Staates, dieſem Inſtitute, welches, | (Amtsbl. 145 en Fung ER unfall, 
über die Grenzen der kirchlicheu Disciplin weit hinausgreifend, auf die der Verwaltersſtelle bei der Budweiſer Telegraphenſtation und 2 Control ors⸗ 
ö s unterordneten Lebensgebiete feinen verfinſternden Schatten | ftellen bei der Telegraphen⸗Centralſtation in Wien mit der neunten Rangsclaſſe, 
. e 2 nt kein Platz e 9 b 5 bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 249.) 
warf, im modernen = . h } Sr. ee! Steuer⸗Oberinſpectorsſtelle bei der o.-d. Finanzdirction mit der achten 
Mit Ausgang des vorigen und mit Beginn des gegenwärtigen Jahr⸗ Rangsclaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 249.) 
hunderts wurde daher das autonome Bannrecht der Rabbiner in allen civiliſtrten Bauadjunctenſtelle für Krain in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell Bau⸗ 
Staaten aufgehoben und ſeit dieſer Zeit datirt, wie dies von namhaften jüdiſchen ir mit 500 fl. Adjutum, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr. 249.) 
Gelehrten unumwunden zugeſtanden wird, in ganz Europa der Fortſchritt 
der Juden. 0 fen aglich Galt 
Die Aufhebung des Bannrechtes erfolgte in Oeſterreich bezügli aliziens Ing Re ch SR 1 + skin 
mit der vorerwähnten joſephiniſchen Judenordnung vom 7. Mai 1789, und Aus Re { der Ente ignung In Heſterreich 
bezüglich aller übrigen Königreiche und Länder mit dem Hofkanzleidecret unter Berückſichtigung 
vom 25. Mai 1808, Z. 10580 (republicirt mit dem Hofkanzleideeret vom 5. der auswärtigen Geſetzgebungen und der einheimiſchen Spruchpraxis. 
September 1816, Z. 17065, und für Galizien mit Kreisſchreiben vom 29. Syſtematiſch dargeſtellt von 
Juli 1823, 8. 22077), mit welchem letzteren gleichzeitig jeder ohne vorläufige Dr. Geor g Prazäk, 
Genehmigung der Regierung erlaſſene ln 7 Einen 1 ne de Privatdocenten des öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes an der Univerfität zu Prag. 
Jedermann, der einen ſolchen Bannfluch 5 Adder a ! 3 „ gr. 8. broſchirt. Preis 3 fl.; gegen gef. Poſtanweiſung von 3 fl. 10 kr. franco 
machung und Verbreitung in irgend einer Art begünſtigt, eine Geldſtrafe von nach auswärts 
50 Rthlr., beziehungsweiſe die Landesverweiſung angedroht wurde. Das Wer BG, > 175 8 6 > 
5 = 5 ö a ; erk behandelt die wichtige Materie der Enteignung vom Standpunkte 
Was nun die Wirkung des jüdiſchen Bannfluches ff 10 —.—— 5 des dermal geltenden öſterreichiſchen Rechtes unter eingehender Berückſichtigung der 
ſich zunächſt darin, daß der Verbannte von jedem wie immer gearteten Verkehr deutſchen, franzöſiſchen, italieniſchen und ungariſchen Geſetzgebung, dann der ein⸗ 
mit ſeinen Glaubensgenoſſen ausgeſchloſſen bleibt; keiner darf ihm arbeiten, ſchlägigen Literatur in zwei Abtheilungen, von denen die erſte das materielle Ex⸗ 
keiner Arbeit geben, noch Handels⸗ und ſonſtige Geſchäfte mit ihm eingehen, mit 


e i I 90 5 e en . Sen zum Gegenſtande hat. 
! x l ; 3 a ln Fe urch die eingehende Berückſichtigung der Spruchpraxis der höchſten Gerichts⸗ 
F 1 i und Verwaltungsbehörden bis auf die neueſte Zeit bietet die Schrift auch Prakti⸗ 
ſein. Wenn es nun bei dem eben geſchilderten Verhalten der Glaubensgenoſſen kern Intereſſe und Anregung. 
ſein Bewenden hätte, ſo könnte freilich in der Ankündigung desſelben eine Drohung 
mit Verletzungen nicht erblickt werden, da ein ſolches Verhalten ſtrafrechtlich indiffe⸗ 1 . = 1 5 a 
rent iſt, als ein rechtswidriger Eingriff in eine fremde Rechtsſphäre und ſomit als Die Regelung der Grundeigenthums⸗Verhültniſſe. 
Verletzung im Sinne des Strafgeſetzes noch keineswegs angeſehen werden kann. Nebſt einem Geſetzentwurfe über die Zuſammenlegung der Grundſtücke, die 
— Allein dem iſt nicht jo; der ſtreuggläubige, in der Lehre des Talmud auf- Ablöſung und Regulirung gemeinſchaftlicher Nutzungsrechte und die Ablöſung 
erzogene Iſraelit, dem der talmudiſche Satz: „Die Furcht vor dem Rabbi iſt wie yon nach dem Patente vom 5. Juli 1853 regulirten Nutzungsrechten ſammt 
die Furcht Gottes“, heiliges und unverbrüchliches Gebot iſt, von dieſem feinem Rabbi Durchführungsverordnungen, Formularien und Motivenberichten. 
zur Verfolgung der Rache Gottes aufgefordert, findet ſich in ſeinem Gewiſſen be⸗ Von 
ſtimmt, den Verbannten dieſe Rache in der Wirklichkeit fühlen zu laſſen, und er Karl Peyrer, 2 
erblickt darin nur ein verdienſtliches, gottgefälliges Werk. Es iſt unleugbare DR Bere 60 n 
Thatſache der täglichen Erfahrung, und die Geſchichte der Bannflüche in Galizien N te Me 
weist nach, daß die minder gebildete Elaſſe der ifraefitifchen Bevölkerung den] Gegen gef. aten von 4 fl. 15 kr. erfolgt ſfrankirte Zuſendung. 
mit Bann Belegten jedes erdenkliche Ungemach erleiden läßt, ihm aller Orten Manz'ſche k. k. 1 Act ln lung 
mit Schmähungen und Beſchimpfungen begegnet, jo daß derſelbe öffentlich nirgends g . = ohlmarkt Nr. 7. 

i kann, den gröbſten Beleidigungen, ja thätlichen Mißhandlungen = 5 5 
ene AS Hiezu eine literariſche Beilage. 


Erledigungen. 


Soeben erfdien: 
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ſich auszuſetzen. 
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